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Die örtlichen Staatsorgane und die staatlichen Gesell­
schafter geben den halbstaatlichen Betrieben für ihre 
Festigung und weitere Entwicklung die erforderliche 
Hilfe und Unterstützung. Sie nehmen Einfluß auf die 
Gestaltung der Produktionsprogramme, fördern den 
wissenschaftlich-technischen Fortschritt, organisieren 
den Erfahrungsaustausch zwischen den halbstaatlichen 
und mit volkseigenen Betrieben. Sie fördern die Ein­
führung sozialistischer Arbeits- und Leitungsmethoden, 
unterstützen die Werktätigen bei der Durchführung von 
Arbeits Wettbewerben, bei der Einführung von Neuerer­
methoden, der Entwicklung der kulturellen und sozia­
len Einrichtungen und fördern zusammen mit den Ge­
werkschaften die Mitwirkung der Werktätigen bei der 
Leitung der halbstaatlichen Betriebe.

Ausgehend von diesen Grundsätzen, die vom Zentral­
komitee der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
vorgeschlagen wurden und denen vom Präsidium des 
Nationalrats der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland zugestimmt wurde, wird folgendes ver­
ordnet:

Bildung halbstaatlicher Betriebe

§ 1
(1) Halbstaatliche Betriebe entstehen durch die Be­

teiligung des Arbeiter-und-Bauern-Staates an privaten 
Unternehmen. Die Beteiligung erfolgt auf Antrag.

(2) Anträge auf staatliche Beteiligung können die In­
haber privater Unternehmen, geschäftsführende Gesell­
schafter von Personengesellschaften und Geschäfts­
führer oder Vorstände von Kapitalgesellschaften stellen.

(3) Die Anträge sind schriftlich bei dem für den Sitz 
des Betriebes zuständigen Rat des Kreises einzureichen. 
Sie sollen Vorschläge über die Art und Hohe der staat­
lichen Beteiligung, den Verwendungszweck der finan­
ziellen Mittel, Art und Umfang der Produktion und die 
Möglichkeit ihrer weiteren Entwicklung sowie die Höhe 
der Tätigkeitsvergütung enthalten.

(4) Die Kreisvorstände des Freien Deutschen Gewerk­
schaftsbundes haben das Recht, in den Beratungen der 
bei den Räten der Kreise bestehenden Kommissionen 
zur Begutachtung der Anträge auf staatliche Beteili­
gung die Stellungnahmen der Gewerkschaftsleitungen 
zu unterbreiten.

§ 2
(1) Halbstaatliche Betriebe werden in der Regel als 

Kommanditgesellschaften gebildet. In Einzelfällen ist 
auch die Form der Offenen Handelsgesellschaft zu­
lässig.

(2) Die Rechtsform des halbstaatlichen Betriebes und 
die Rechtsstellung der Gesellschafter sind im Gesell­
schaftsvertrag zu regeln.

§ 3
(1) Staatliche Gesellschafter sind volkseigene Betriebe 

oder die Deutsche Investitionsbank.
(2) Staatliche Gesellschafter können in Ausnahme­

fallen auch Vereinigungen volkseigener Betriebe (WB) 
und die Deutsche Reichsbahn sein.

§ 4
(1) Der staatliche Gesellschafter beteiligt sich
a) durch Zuführung finanzieller Mittel,
b) durch Einbringung von volkseigenen Grund­

stücken, beweglichen volkseigenen Grundmitteln 
oder Wertpapieren,

(2) Die Zuführung finanzieller Mittel kann erfolgen 
zur

a) Durchführung von Investitionen und Generalrepa­
raturen aller Art,

b) Verbesserung der betrieblichen, sozialen und kul­
turellen Einrichtungen,

c) Umstellung der Produktion,
d) Erhöhung der Umlaufmittel,
e) Abdeckung von Verbindlichkeiten aller Art,
f) Ablösung von Kapitalanteilen ausscheidender Ge­

sellschafter,
g) teilweisen Ablösung von Kapitalanteilen der Ge­

sellschafter.
(3) Auf Wunsch privater Gesellschafter kann die 

staatliche Beteiligung, wenn keine Mittel benötigt wer­
den, durch Übernahme von Gewinnbeteiligungen durch 
den staatlichen Gesellschafter erfolgen.

§ 5
(1) Bei Bildung eines halbstaatlichen Betriebes ist 

eine Eröffnungsbilanz aufzustellen.
(2) Die Gewährung einer staatlichen Beteiligung setzt 

voraus, daß unübersichtliche und verflochtene Rechts­
verhältnisse antragstellender Unternehmen vorher be­
reinigt werden. Dies gilt auch für betriebliche und per­
sönliche Verpflichtungen der privaten Gesellschafter 
und deren Erben, soweit diese den halbstaatlichen Be­
trieb beeinträchtigen würden.

(3) Die Haftung für in der Bilanz nicht ausgewiesene 
Verbindlichkeiten, die vor Aufnahme der staatlichen 
Beteiligung entstanden oder begründet sind, beschränkt 
sich auf die bisherigen Gesellschafter.

Stellung und Aufgaben der Gesellschafter
§ 6

(1) Der private Gesellschafter, der bisher die Ge­
schäftsführung des Privatbetriebes ausübte, wird durch 
Festlegung im Gesellschaftsvertrag in der Regel Leiter 
des halbstaatlichen Betriebes. Er hat das Recht und die 
Pflicht, den halbstaatlichen Betrieb nach den Grund­
sätzen der persönlichen Verantwortung und im Ein­
klang mit den gesamtvolkswirtschaftlichen Interessen 
in enger Zusammenarbeit mit den Werktätigen zu 
leiten, wobei er sich auf die betriebliche Gewerkschafts­
leitung stützt.

(2) Der Leiter ist für die zweckgebundene Verwen­
dung der zugeführten Mittel verantwortlich.

(3) Der Leiter hat wichtige Entscheidungen gemein­
sam mit den anderen Gesellschaftern zu treffen. In den 
Gesellschaftsvertrag sind hierüber Einzelbestimmungen 
aufzunehmen.

§ 7
Private vollhaftende Gesellschafter erhalten für ihre 

Tätigkeit im halbstaatlichen Betrieb eine Vergütung, 
deren Höhe unter Beachtung ihrer Leistungen im 
Gesellschafts vertrag festgelegt wird. Ferner werden im 
Vertrag Fragen der Vergütung bei Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit oder Betriebsunfall, des Urlaubs­
anspruchs sowie sonstige soziale Belange geregelt.

§ 8
(1) Der staatliche Gesellschafter hat als Beauftragter 

des Arbeiter-und-Bauern-Staates in Zusammenarbeit 
mit den örtlichen Organen und den Gewerkschaften die


